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Beihilfe zur Tötung ist keine Therapie
Zu den verschiedenen Berichten über das
Urteil des Bundesverwaltungsgerichts:
Vielen Dank auch ftir den differenzierten
Artikel von Oliver Tolmein zum Urteil
des Bundesverwaltungsgerichtes in Leip-
zig (,pieVerklärung der Tötung zur The-
rapie", F.A.Z. vom 20. Mai). Zu einem
Zeitpunkt, rvo das Bundesverfassungsge-
richt dreizehn Verfassungsbeschrverden
gegen den neuen Paragraphen 217 Straf-
gesetzbuch prüft, greift das Bundesver-
waltungsgericht mit seinem politischen
Urteil vor und versucht, neue rechtliche
Fakten zu schaffen.

Als Ärztin und Mitbürgerin bin ich
höchst besorgt über dieses katastrophale
Urteil, rvelches elementare ethische
Grundlagen unseres Zusammenlebens in
Frage stellt. Es ist tatsächlich ein Täbu-
bruch und unglaublich, dass in Deutsch-
land eine staatliche Behörde die Erlaub-
nis zum Erhah eines tödlichen Giftes
zum Zrveck der (Selbst')Tötung eines
Menschen erteilen soll. Das Tötungsmit-
tel Pentobarbital ist in Deutschland nur
in der Veterinärmedizin zugelassen. Im
Ausland dient es der Vollstreckung der
Todesstrafe. Die Verrvendung zum
Zrveck der Selbsttötung von Menschen
verstößt gegen unser Betäubungsmittelge-
setz. Um dieses Verbot zu umgehen, de-
klarieren die Leipziger Richter die
(Selbst-)Tötung eines Menschen durch
Pentobarbital in extremen Ausnahmesi-
tuationen kurzerhand als medizinische
Therapie.

Aufgrurld des medizinischen Fort-
schrittes und der sozialen Verbundenheit
sind wir jedoch heute in der Lage,
schwer, kranke und sterbende Menschen
so zu versorgen, dass sie nicht unerträg-

lich leiden müssen, sondern sich aufgeho-
ben fülrlen. Es gibt keine Rechtfertibung
für eine Beihilfe zur Selbsttötung eines
Menschen.

Da die Mehrzahl der Äzte den ärztlich
assistierten Suizid ablehnt und die meis-
ten Berufsordnungen der Landesärzte-
kammern in Deutschland ihren Mitglie-
dern die Beihilfe zur Selbsttötung expli-
zit verbieten, rveil diese dem ärztlichen
Ethos widerspricht, werden die A.rzte im
Urteil u'eitgehend ausgeblendet. Die Er-
laubnis zum Erhalt des Giftes soll nach
dem Leipziger Urteil eine staatliche Be-
hörde (BfArM) nach einem Gutachter!€r-
fahren erteilen, welches nicht näher fest-
gelegt ist,

Es jst zu befürchten, dass das Leipziger
Urteil zu einer gesellschaftlichen Akzep-
tanz des Suizids als auch der Suizidbeihil-
fe und damit zu einem Anstieg der Zahl
der Suizidtoten führen wird. Vierund-
zrvanzig Anträge liegen bereits vor. Es ist
eine Frage der Zeit, bis die Beschränkung
auf Ausnahmesituationen abermals
rechtlich angefochten rverden wird mit
der Begründung, es sei diskriminierend
und verstoße gegen das Gleichheitsge-
bot, dieses .,Recht" nur rvenigen Men-
schen zuzugestehen. Die Beihilfe zur
(Selbst-)Tötung eines Menschen kann
nie eine medizinische Therapie sein.
Auch existiert in Deutschland kein An-
spruch auf Beihilfe zur Selbsttötung sei-
tens des Staates. Das Urteil des Bundes-
verrvaltungsgerichts stellt einen schrver-
rviegenden Wertebruch in der deutschen
Nachkriegsgeschichte dar und muss revi-
diert werden.
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